
weitere Methode in der Verbreitung von Hetzmaterial 
bestand in den sogenannten Direkt-Aktionen. Die 
Hetzschriften wurden durch eine eigens diesen Zwecken 
dienende Verteilerorganisation in die hierfür in Aus­
sicht genommenen Städte transportiert. Auf diese 
Weise verbreitete das Büro ab Anfang August 1953 
Flugblätter und Hetzbroschüren in den Städten 
Rostock, Cottbus, Leipzig, Erfurt, Suhl und Zella- 
Mehlis. Weitere Methoden der Verbreitung von Hetz­
schriften waren die sogenannten Bahn- und Post- 
Aktionen, die ab Juli 1953 durchgefühnt wurden. Die 
Methode der Bahn-Aktionen bestand darin, daß ge­
bündelte Pakete Hetzmaterials von der S-Bahn-Brücke 
Hermannstraße in Neukölln auf in die Deutsche Demo­
kratische Republik fahrende und durch Friedens­
losungen kenntliche Güterzüge geworfen wurden. Die 
Post-Aktionen bestanden in der Versendung von Hetz­
material in Form von Sammelschreiben an Orts- und 
Bezirksvorstände der LDP und in der Versendung von 
Drohbriefen an Einzelpersonen in der Deutschen 
Demokratischen Republik. Die Anschriften wurden der 
beim Ostbüro geführten „Ostkartei“ und aus Berichten 
und Inseraten der demokratischen Presse entnommen. 
Diese Sammelschreiben an Orts- und Bezirksvorstände 
der LDP enthielten unter anderem entstellte Berichte 
■über den Ablauf des Dresdner Parteitages der LDP 
im Jahre 1953, einen als Aufruf umgearbeiteten Hetz­
kommentar von dem Leiter des Ostbüros sowie eine 
vom Ostbüro ausgearbeitete „Selbstkritik des General­
sekretärs der LDP“, dazu bestimmt, das Vertrauen 
der LDP-Mitgllieder zu ihrer Parteileitung zu er­
schüttern und systematisch Verwirrung in die Reihen 
der Mitgliedschaft dieser demokratischen Partei zu 
tragen. Für den Text der Drohbriefe waren von dem 
Leiter der Zentrale vier verschiedene Textmuster ent­
worfen worden, die je nach der Persönlichkeit und 
politischen Einstellung des anzuschreibenden Bürgers 
Verwendung fanden. Es wurden auch individuelle 
Drohbriefe an fortschrittliche Funktionäre vom An­
geklagten Füldner verfaßt, in denen die Rede davon 
ist, daß es beim nächsten Versuch besser klappen 
■würde und die „Abrechnung“ am neuen Tag X gewiß 
sei. Auch die Bahn-Aktionen wurden unter dem Schutz 
der westberliner Polizei durchgeführt. Die Hetz­
materialien erhielt das Ostbüro teilweise vom Bundes­
haus in Westberlin geliefert. Außerdem wurde vom 
Ostbüro der FDP anläßlich der Industrie-Ausstellung 
im September 1953 die sogenannte Aktion „Wirtschaft“ 
in der Form durchgeführt, daß eine in äußerer Form 
und Aufmachung der in der Deutschen Demokratischen 
Republik erscheinenden Zeitschrift „Die Wirtschaft“ 
gleiche Schrift hergestelüt und verteilt wurde. Diese, 
richtete sich insbesondere an Geschäftsleute und Hand­
werker, enthielt eine üble Hetze gegen die Deutsche 
Demokratische Republik und propagierte die sog. Freie 
Marktwirtschaft.

Anfang Juli 1953 wurde auf der Grundlage des vom 
Parteitag der FDP gebilligten „Aktionsplanes Lübeck“ 
bestimmt, daß zur besseren Vorbereitung und Organi­
sierung des neuen Tages X Maßnahmen für den Zu­
sammenschluß der FDP mit im Sinne der Westmächte 
zuverlässigen Mitgliedern der LDP in der Deutschen 
Demokratischen Republik zu treffen seien. Hierzu 
sollte von den Agenten des Büros eine sorgfältige 
Differenzierung und Einstufung in die bestehenden 
X-Karteien und Ostkarteien vorgenommen werden mit 
dem Ziele, sich eine genaue Kenntnis darüber zu ver­
schaffen, wer am Tage X mit Funktionen betraut wer­
den könne oder aber zur Rechenschaft zu ziehen sei. 
Zur „blitzartigen“ Durchführung aller Maßnahmen 
am neuen Tage X war in dem Aktionsplan „Lübeck“ 
die Bereitstellung einer größeren Anzahl von PKW 
zum Transport von Beauftragten des Ostbüros vor­
gesehen. Für die Leitung dieser Aktionen am Tage X 
war der 1. Vorsitzende des Landesverbandes Berlin 
der FDP, Schwennicke, bestimmt.

Außerdem wurde nach dem 17. Juni 1953 eine Inten­
sivierung der Spionagetätigkeit, insbesondere hinsicht­
lich der Anwerbung von Agenten aus den Reihen der 
beim Ostbüro erscheinenden Besucher, die gegen die 
Deutsche Demokratische Republik feindlich eingestellt 
waren, durchgeführt. Die Berichte über erhaltene 
Spionageinformationen wurden an das Kaiser-Mini­
sterium weitergeleitet. Zur Vertiefung der verbreche­
rischen Tätigkeit, insbesondere der Hetzpropaganda,

erhielt das Ostbüro nach dem 17. Juni 1953 Extra- 
Geldzuwendungen in Höhe von monatlich 800 DM zu­
geteilt, wobei erklärt’wurde, daß hinsichtlich der Fi­
nanzierung des Büros ein ständiger Kontakt mit dem 
Kaiser-Ministerium bestehe. Anläßlich einer im Juli 
1953 im Bundeshaus in Westberlin stattgefundenen 
Zusammenkunft mit dem besonders für „Ostarbeit“ zu­
ständigen Regierungsinspektor Baumann wurde fest­
gelegt, in der Deutschen Demokratischen Republik 
wohnende, als zuverlässig charakterisierte Personen 
auf mehrere Tage nach Westberlin zur Erteilung von 
Instruktionen kommen zu lassen. Von Baumann wurde 
erklärt, daß für diesen Zweck ein Geldzuschuß be­
willigt werden würde, von dem später auch Füldner 
einen Betrag in Höhe von 1000 DM direkt im Bundes­
haus in Empfang nahm. Geldzuwendungen dieser Art 
erhielten auch die Ostbüros der SPD, CDU und des 
DGB.

Die Spionagetätigkeit wurde weiter dadurch ver­
stärkt, daß anläßlich der Industrie-Ausstellung im 
September 1953 von sämtlichen Verbrecherorganisatio­
nen auf Anweisung des Bundeshauses in Westberlin 
gemeinsame, von den Vertretern aller Zentralen be­
setzte Kontaktstellen eingerichtet wurden, dazu be­
stimmt, Besucher aus der Deutschen Demokratischen 
Republik aufzufangen und durch Aussprachen im 
Sinne der Kriegstreiber zu beeinflussen, in geeigneten 
Fällen als Agenten anzuwerben und den jeweiligen 
Zentralen zuzuführen.

In derselben Weise verstärkten auch die übrigen Ost­
büros und Agenturen nach dem 17. Juni ihre Tätigkeit 
gegen die Deutsche Demokratische Republik zur Vor­
bereitung des neuen Tages X. Darüber hinaus beschloß 
das Ostbüro der SPD eine weitere Hetzkampagne in 
der Deutschen Demokratischen Republik durchzuführen 
durch Verbreitung des Gerüchts, daß die inhaftierten 
Provokateure des 17. Juni 1953 gefoltert, nach 
Sibirien verschleppt und Repressalien gegen ihre An­
gehörigen geübt würden. In der Deutschen Demo­
kratischen Republik sollten Agentengruppen beauf­
tragt werden, sich in die SED einzuschleichen sowie 
Verbindungen zu Einheiten der Sowjet-Armee und 
der Volkspolizei/ herzustellen, um die Angehörigen 
dieser Formationen zu Solidaritätserklärungen mit 
den Putschisten am neuen Tag X zu veranlassen. 
Weiter wurde festgelegt, nach Auslösung des neuen 
Tages X die Provokateure sofort in militärische 
Gruppen, „Rollkommandos“, einzuteilen, denen die 
Aufgabe zufallen sollte, die VP zu entwaffnen, Kraft­
wagenparks zusammenzustellen und Fernsprechleitun­
gen zu zerstören. In diesem Zusammenhang erklärte 
der Mitarbeiter des Ostbüros der SPD, Moritz, dem 
Angeklagten Mangelsdorf, daß dieser bald Gelegenheit 
haben werde, über der „russischen Zone“ als Fall­
schirmjäger abzuspringen. Im übrigen sollte in 
folgender Weise vorgegangen werden: Dig neuen
Provokationen sollten zunächst in ländlichen Kreisen 
ausgelöst werden, um die Kräfte der Volkspolizei und 
der Roten Armee in diese Gebiete abzuziehen und zu 
zersplittern, dann sollte in allen von den bewaffneten 
Streitkräften entblößten Industriezentren der Haupt­
schlag geführt werden. Für die Vorbereitung des neuen 
Tages X hielten es der Leiter des Ostbüros des DGB 
und seine Mitarbeiter für erforderlich, sich genaue In­
formationen über das Verhalten der Gewerkschafts­
funktionäre und der Masse der Gewerkschaftsmit­
glieder in der Deutschen Demokratischen Republik zu 
verschaffen. Die hieraus gezogenen Schlüsse waren 
nach ihrer Ansicht für die Wiederholung des Putsches 
besonders wertvoll.

Eine besondere Bedeutung für die Vorbereitung des 
neuen Tages X sollte das nach dem 17. Juni 1953 ge­
gründete „Komitee 17. Juni“ haben, das auf Initiative 
des Vizepräsidenten der Liga für Menschenrechte, 
Götze, und des berüchtigten ehemaligen Leiters der 
KgU, Rainer Hildebrandt, ins Leben gerufen wurde, 
um die nach Westberlin geflüchteten Rädelsführer des 
Putsches zu vereinigen. Unter dem Vorwand, daß die 
Erfahrungen aus dem versuchten Putsch unterein­
ander ausgetauscht werden müßten, wurden die 
Rädelsführer in einem besonderen Lager der Deut­
schen Liga für Menschenrechte in einer Villa am 
Wannsee untergebracht und besonders betreut. Von 
einer Zusammenfassung dieser führenden Provoka­
teure versprachen sich die Initiatoren des „Komitee
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